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Erneut richtet die Ostdeutsche Psychothe-

rapeutenkammer vom 21. bis 22. März 

2014 den Ostdeutschen Psychotherapeuten-

tag (OPT) aus – zum zweiten Mal und mit 

vielen Partnern. Die Veranstaltung wird 

rund 500 Fachleute aus dem deutschspra-

chigen Raum sowie aus den USA zusam-

menbringen. Die Gesamtleitung des 2. 

Ostdeutschen Psychotherapeutentages liegt 

bei der Präsidentin der Kammer, Andrea 

Mrazek. Für das PTJ sprach Andrea 

Mrazek über die Findung des Leitthemas 

„Psychotherapeutische Beziehungen“ für 

den 2. OPT, die Zusagen namhafter Refe-

renten sowie ihre persönlichen Höhepunkte 

am 21./22. März 2014.  

Frage: Wie kam es zur Auswahl des 

Leitthemas „Psychotherapeutische 

Beziehungen“? 

Andrea Mrazek: Es entstand aus der Idee 

heraus, dass natürlich für alle Therapiever-

fahren die Beziehungsgestaltung ein we-

sentlicher Punkt ist. Darüber sind sich alle 

einig, trotz der Verschiedenheiten. Und auf 

der anderen Seite entstand die Idee vor dem 

Hintergrund, dass in der Ostdeutschen 

Psychotherapeutenkammer fünf Bundes-

länder zusammenarbeiten und Beziehungen 

dabei eine große Rolle spielen. Außerdem 

müssen Psychotherapeuten wie überall in 

der Medizin darlegungsfähig sein, dass das 

was sie machen wirksam ist. Insofern ist es 

hochspannend zu sehen, was wir über 

Beziehungsgestaltung aus der Praxis, aber 

auch aus der Forschung wissen. Diese 

beiden Dinge zusammen zu führen, war die 

Idee zum 2. OPT.  

Was macht die Aktualität des The-

mas aus? 

Der Dialog zwischen der reichen Erfahrung 

unserer in der Versorgung der Menschen 

arbeitenden Kolleginnen und Kollegen und 

die Ergebnisse aus der Wissenschaft: Wenn 

man praktisch arbeitende Psychotherapeu-

ten nach dem Wesentlichen ihrer Arbeit 

fragt, wird die Gestaltung der therapeuti-

schen Beziehung genannt werden. Alle sind 

daran interessiert, die Prozesse, die dabei 

stattfinden, besser zu verstehen und besser 

zu gestalten. Dafür möchten wir empirische 

Belege heranziehen und den Erfahrungs-

schatz der Kollegen ins Spiel bringen. Es 

sollen beide Linien nicht nebeneinander 

laufen, sondern miteinander ins Gespräch 

kommen.  

Welchen Stellenwert soll der OPT 

im wissenschaftlichen Diskurs in 

Deutschland haben? 

Wir verstehen uns primär nicht als Wissen-

schaftskongress. Wir verstehen uns eher als 

Praxis und Wissenschaft verbindendes 

Element. Im Vordergrund steht, den Aus-

tausch zu fördern, so wie wir das als OPK 

durch den kammereigenen Forschungsaus-

schuss bereits tun. Manchen Forschungs-

projekten fehlt die Praxisrelevanz, trotz der 

Aufgeschlossenheit dafür. Wir würden gern 

Forschung sehen und Forschung unterstüt-

zen, aber zu Themen, die sich in der Praxis 

stellen und die die Kollegen mit ihren 

Fragen und Anregungen aus der Praxis 

bereichern können. 

Auf welche Referenten freuen Sie 

sich persönlich nach jetzigem Pla-

nungsstand der Veranstaltung am 

meisten? 

Ich freue mich sehr, dass wir unsere Ple-

numsvorträge auch international besetzen 

konnten. Ganz besonders attraktiv ist es, 

dass die beiden führenden Wissenschaftler 

von der American Psychological Associati-

on, Herr Professor Louis Castonguay sowie 

Herr Professor John Norcross, zugesagt 

haben. Beide leiteten jeweils wesentliche 

Arbeitsgruppen zu diesem Thema und 

werden zum OPT ihre Ergebnisse präsen-

tieren. Die Teilnehmer des 2. OPTs erwar-

tet eine umfangreiche Übersicht über den 

Kenntnisstand zum Thema therapeutische 

Beziehungen. Außerdem hat sich Prof. 

Norcross neben seinem Plenumsvortrag zu 

einem Vertiefungs-Workshop bereiterklärt. 

Somit ist Platz für Fragen der Teilnehmer – 

eine einmalige Chance und eine große 

Sache. Die Perspektiven ergänzen werden 

Frau Professor Kirsten von Sydow sowie 

Herr Professor Rainer Sachse mit ihren 

Plenumsvorträgen. Weitere namhafte Wis-

senschaftler und Praktiker aus unterschied-

lichen Therapierichtungen werden Work-

shops abhalten und Kolleginnen und Kolle-

gen aus der Praxis ihre Erfahrungen teilen 

und zur Diskussion stellen. Insgesamt freue 

ich mich auf einen lebendigen Austausch. 

Leipzig als Veranstaltungsort ist 

ebenfalls sehr attraktiv. 



Wir möchten den OPK-Mitgliedern und 

den Gästen am Kammersitz in Leipzig 

natürlich einiges bieten. Und mit unserem 

Rahmenprogramm tun wir das auch. Die 

Eröffnung findet in der wunderschönen 

Leipziger Oper statt, für den Abend geht es 

in das erst kürzlich eröffnete Gond-

wanaland im Zoo. Die Seminare und 

Workshops finden in der Universität statt. 

Der Veranstaltungsort liegt zentral zwi-

schen Oper, Gewandhaus und der neu 

fertiggestellten Fassade der Paulinerkirche. 

Als ein ganz toller Veranstaltungsort, der 

Gelegenheit gibt, auch die Stadt kennenzu-

lernen und neu zu entdecken. Wir werden 

die Teilnehmer gastlich empfangen und ich 

möchte Interessierte schon jetzt ganz herz-

lich 2014 nach Leipzig einladen. Anmel-

dungen für den 2. OPT sind offiziell ab 

September dieses Jahres möglich. 

Wie schon zum 1. OPT ist die Hygieia von 

Gustav Klimt das optische Erkennungsbild 

für den Ostdeutschen Psychotherapeuten-

tag. 

  

„Notfallpsychotherapie“ am 10. April 2013 in Erfurt 

Jeder Katastrophenfall, jedes Großscha-

densereignis schreibt eine eigene Drama-

turgie. In dieser sind die Rollen jedes ein-

zelnen Akteurs – speziell der Rettungs- und 

Einsatzkräfte vor Ort - präzise verteilt. 

Dennoch scheint es, als müssten Psychothe-

rapeuten ihren Platz in diesem Szenario erst 

noch finden. Zumal das Notfalldienstgesetz 

Psychotherapeuten im Heilberuf zum Ein-

satz im Katastrophenfall verpflichtbar 

macht.  

Zur Weiterbildungsveranstaltung „Notfall-

psychotherapie“ am 10. April 2013 in 

Erfurt möchten wir Interessierte anhand 

von Erfahrungsberichten involvierter Psy-

chotherapeuten bei Großschadensereignis-

sen in die Thematik, den Ablauf sowie mit 

den zu rechnenden Ereignissen heranfüh-

ren. 

Des Weiteren wird die Frage eines Struk-

turmodells zu Diskussion gestellt, das 

später länderübergreifend Themen wie den 

Aufbau eines Katastrophen-Koordinatoren-

Teams von Psychotherapeuten, deren Aus-

bildung und Integration in die Krisen- und 

Einsatzstäbe der einzelnen Bundesländer 

klären soll. Weiter werden Themen der 

rechtlichen Grundlagen sowie des an Psy-

chotherapeuten weisungsbefugten Perso-

nenkreises am Einsatzort auf der Tagesord-

nung stehen. 

Die Fortbildungsveranstaltung „Notfallpsy-

chotherapie“ findet am 10. April 2013 in 

der Zeit von 14.00 bis 17.00 in Erfurt statt. 

Weitere Informationen und den genauen 

Ablauf der Veranstaltung finden Sie im 

Internet unter www. opk-info.de.  

 

 

„Wir haben noch keine klare Definition von Über-und Unterversorgung.“ – Eine fachlich fun-
dierte Debatte ist in Berlin gefragt

Die im Versorgungsstrukturgesetz vorgese-

hene Reform der Bedarfsplanung hat erneut 

lediglich eine Stichtags-Lösung gebracht. 

Eine an sachgerechten Kriterien orientierte 

Bedarfsplanung steht nach wie vor aus. 

Von der zum 1. Januar 2013 geänderten 

Bedarfsplanungsrichtlinie versprechen sich 

Politik und Selbstverwaltung dennoch eine 

Verbesserung der psychotherapeutischen 

Versorgung. Kerstin Dittrich, Wissen-

schaftliche Referentin der OPK, sprach mit 

Dietrich Monstadt, Bundestagsabgeordne-

ter und Berichterstatter für Psychiatrie und 

Psychotherapie,, über den politischen Blick 

aus Berlin auf das Thema. 

Frage: Wie würden Sie einem völlig 

Fachfremden das Thema „Bedarfs-

planung“ erklären? 

Dietrich Monstadt: Bedarfsplanung soll 

zum Ziel haben, eine sachgerechte Versor-

gung in allen ärztlichen Bereichen abzubil-

den. Einer der Parametern, der dabei zu 

berücksichtigen ist, gibt Auskunft über die 

Struktur der Region, ob urbaner Bereiche 

oder ländliche Region.  

Was war der politische Wille hinter 

den Empfehlungen des Bewer-

tungsausschusses? 

Der politische Wille ist natürlich die Ver-

besserung der psychotherapeutischen Ver-

sorgung. Sie soll vor allen Dingen im länd-

lichen Raum sichergestellt und Überversor-

gung punktuell abgebaut werden. Die 1500 

zusätzlichen Therapieplätze entstehen also 

primär im ländlichen Raum. Das war übri-

gens nicht einfach durchzusetzen, da haben 

wir lange dran gearbeitet. Für meinen 

Wahlkreis Schwerin-Ludwigslust-Parchim, 

der überwiegend ländlich strukturiert ist, 

führt das nach derzeitigen Schätzungen zu 

23 neuen Therapiesitzen. Das stellt eine 

spürbare Verbesserung dar. In den anderen 

ostdeutschen Ländern sieht das durchaus 

ähnlich aus. Außerdem schaffen wir durch 

die extrabudgetäre Vergütung auch eine 

spürbare Verbesserung. 

Welche Ziele sind aus Ihrer Sicht 

noch offen geblieben? Was wären 

weitere Schritte? 

Wir haben noch keine klare Definition von 

Über-und Unterversorgung. Und wir sehen 

weiteren Reformbedarf innerhalb des Sys-

tems der Selbstverwaltung, zum Beispiel 

bei den zugelassenen psychotherapeuti-



Bundestagsabgeordneter 

Dietrich Monstadt 

schen Verfahren. Ich glaube jedoch nicht, 

dass das die Politik entscheiden kann. Dass 

muss im Rahmen der Selbstverwaltung 

passieren.  

Wo sehen Sie bei den psychothera-

peutischen Verfahren Änderungs-

bedarf? 

Mir wurde berichtet, manche analytischen 

Therapeuten kommen nur auf 23 Patienten 

im Jahr. Das bedeutet nahezu ein familiäres 

Verhältnis. De facto läuft das klar in eine 

Unterversorgung. Da muss mehr Effizienz 

entstehen, auch wenn im Einzelfall eine 

enge Betreuung wichtig sein mag. Im Hin-

blick auf die Honorarentwicklung der 

niedergelassenen Psychotherapeuten muss 

mehr passieren. Sieht man sich die Hono-

rarberichte der Kassenärztlichen Bundes-

vereinigung an, in denen zum Beispiel 

steht, dass im Schnitt ein Psychotherapeut 

einen monatlichen Umsatz im Jahr 2011 

von 6000 Euro hat, dann ist diese Gruppe 

von anderen Arztgruppen deutlich abge-

schlagen. Wenn der Sicherstellungsauftrag 

durch die Kassenärztlichen Vereinigungen 

gewährleistet werden soll, dann muss klar 

sein, dass auch Psychotherapeuten adäquat 

bezahlt werden. 

Die Einkommensverteilungen spre-

chen da eine deutliche Sprache, ja. 

Ich setze mich dafür ein, dass man die 

Arbeit mit psychischen Erkrankungen als 

gleich sinnvoll bewertet wie zum Beispiel 

die Entfernung eines Blinddarms. Die 

Krankheitstage durch psychische Erkran-

kung nehmen massiv zu. Und wer nicht 

geheilt wird, bleibt krank. Darauf muss 

man in der Kassenärztlichen Bundesverei-

nigung-Vertreterversammlung hinwirken: 

Adäquate Mehrheitsverhältnisse führen zu 

einer realistischen Wahrnehmung der Prob-

lemlage der Psychotherapeuten und letzt-

lich zu einer adäquaten Bezahlung. 

Dass ist klassisch eine Rolle der 

Selbstverteilung, die an diesem 

Punkt nicht sonderlich gut zu funk-

tionieren scheint. Wo sehen Sie 

Einflussmöglichkeiten der Politik? 

Einflussmöglichkeiten sehe ich  nur in 

Form gesetzlicher Maßnahmen. Das scheint 

mir aber nicht der richtige Weg zu sein. 

Hier sollten wir einen Prozess in Gang 

setzen und den Rahmen abstecken, so wie 

wir es mit den 1500 extrabudgetierten 

Sitzen getan haben. Die Selbstverwaltung 

ist der Schlüssel und sollte so wenig wie 

möglich reglementiert werden. Die Selbst-

verwaltung kann vieles besser beurteilen als 

die Politik. Ich kann aus Berlin nicht ent-

scheiden, welche Anzahl von Therapeuten 

wir z.B. in meinem Bundesland Mecklen-

burg-Vorpommern brauchen, wo diese 

sitzen sollten und wie die Einkommenssitu-

ation ist. Wir müssen laufend evaluieren, 

wo nachgesteuert werden muss. 

Wir befürchten, dass ohne eine 

Definition, was Unter- und Überver-

sorgung wirklich sind und wie man 

sie fachgerecht feststellt, Sitze dort 

abgebaut werden, wo Überversor-

gung nur auf dem Papier besteht. 

Das ist nicht der politische Wille. Dass in 

dem einen oder anderen Fall Überversor-

gung abgebaut werden muss, steht fest. 

Aber das kann nur bedeuten, dass diese 

Stellen an anderen Orten neu besetzt wer-

den. 

Wie kommen wir zu einer sachge-

rechten Bedarfsplanung, die sich an 

Morbiditätsgesichtspunkten orien-

tiert? 

Den Ball will ich mal zurückspielen. Bevor 

wir uns da in der Politik Gedanken machen, 

muss die Berufsgruppe und die Kassenärzt-

liche Vereinigung sich selbst erst mal 

Gedanken machen, in welche Richtung die 

Entscheidung gehen soll. Ansonsten wäre 

dies ein gravierender Eingriff in die Selbst-

verwaltung. 

Darf ich das so verstehen, dass wir 

mit einem Vorschlag zur sachge-

rechten Bedarfsplanung bei Ihnen 

auf offene Ohren stoßen? 

Sagen wir mal, ich bin gesprächsbereit. Ich 

fänd‘ es besser, wenn sie nicht auf mich 

zukommen, sondern innerhalb der Selbst-

verwaltung sehen, dass sie Gehör finden - 

das ist doch der Ansatz. Die Rahmenbedin-

gungen, die wir gestalten konnten, haben 

wir erst mal auf den Weg gebracht. 

Es heißt im Entwurfspapier des 

Gemeinsamen Bundesausschusses 

(GBA), dass diese sachgerechte 

Festlegung erst einmal für alle 

Fachgruppen erfolgt, außer für die 

Psychotherapeuten.  

Der Entwurf des GBAs liegt vor, ist auch 

im Stellungnameverfahren, da kann gege-

benenfalls noch nachjustiert werden. Da 

können wir uns gern noch einmal ergän-

zend unterhalten, wenn dieses Verfahren 

durchlaufen ist und wenn die Ergebnisse 

aus nachvollziehbaren Gründen zu hinter-

fragen sind. Aber ich denke, der Zeitpunkt 

ist einfach zu früh. 

Die Psychotherapie ist nach wie vor 

eine noch ganz junge Berufsgruppe. 

Unsere Stimme ist im politischen 

Berlin noch nicht lange angekom-

men. Was raten Sie uns? 

Ich nehme wahr, dass Ihre Berufsgruppe in 

Berlin offensichtlich nicht so Gehör findet, 

wie andere Gruppen. Wobei natürlich die 

Darstellung der eigenen Interessen ein 

Stück weit Ihre originären Interessen abbil-

det. Wenn ich sehe, wie bei gesetzgeberi-

schen Abläufen und Missständen andere 

Gruppen massiv auf uns zu kommen und 

wie lange wir gebraucht haben, Kenntnis 

von ihren speziellen Problemen zu bekom-

men, dann muss ich sagen, dass Sie in der 

Außendarstellung, im Wahrnehmen Ihrer 

Interessen vielleicht auch in der Bündelung 

Ihrer Interessen eindeutigen Nachholbedarf 

haben.  

 

 



OPK-Fortbildung 2013 kurz und knapp

Das Jahr 2013 steht in Sachen Fortbildung 

bei der OPK ganz im Zeichen des Berufs-

rechtes sowie der Sachverständigentätig-

keit. An neun Terminen in neun Städten 

Ostdeutschlands werden OPK-Juristin Ina 

Roßmann und Rechtsanwalt Hartmut Ger-

lach das rechtliche Grundwissen psychothe-

rapeutischer Arbeit unserer Mitglieder 

auffrischen und untermauern. Die Veran-

staltung beginnt jeweils mit einem allge-

meinen Überblick über die rechtlichen 

Grundlagen (Grundgesetz, Sozialrecht, 

Heilpraktikergesetz usw.). Daran schließt 

sich das Thema Berufs- und Standesrecht 

an. Hierbei wird besonders die Berufsord-

nung der Ostdeutschen Psychotherapeuten-

kammer im Fokus stehen. Erläutert werden 

spezielle Punkte wie Sorgfaltspflicht, Auf-

klärungspflicht, Dokumentations- und 

Aufbewahrungspflicht, Schweigepflicht 

usw. Den Abschluss bilden interessante und 

aufschlussreiche Fälle aus der täglichen 

Praxis. Dabei sollen Lösungsansätze mit 

dem jeweiligen Referenten und dem Vor-

stand gefunden und diskutiert werden. Auf 

Grundlage der Diskussionen sollen dann in 

der Folge mögliche Anpassungen der Be-

rufsordnung vorgenommen werden. 

Die OPK hat sehr erfolgreich ein Fortbil-

dungsprogramm für psychotherapeutische 

Sachverständige eingeführt. Dadurch kön-

nen sich Mitglieder als Gutachter für Be-

hörden, Gerichte und andere Institutionen 

qualifizieren. Die Nachfrage von potentiel-

len Auftraggebern nach Sachverständigen 

ist groß. Im Fokus der Gutachterfortbildung 

stehen zum Beispiel Fragestellungen zur 

Beurteilung der Glaubhaftigkeit der Zeu-

genaussage, sozialmedizinische Einschät-

zungen bei psychischen und psychosomati-

schen Erkrankungen im Rentenrecht, zum 

Kinder-und Jugendhilfegesetz, zu Um-

gangs- und Sorgerecht und vieles mehr. 

Wer die OPK-Fortbildung erfolgreich 

absolviert hat und seine Qualifikation bei 

der Erstellung von Gutachten nachgewiesen 

hat, kann sich auf eine Sachverständigenlis-

te eintragen lassen. Diese Sachverständi-

genliste finden Sie auf der Homepage der 

OPK unter: www.opk-info.de. 

Alle relevanten Informationen zur Mit-

gliedschaft in der OPK, zu einer möglichen 

ehrenamtlichen Tätigkeit in der Kammer, 

zum Versorgungswerk, zum Berufsrecht 

erhalten neuapprobierte Mitglieder am 05. 

Juni 2013 zu einer Infoveranstaltung im 

Mediencampus Leipzig. 

Weitere Fortbildungsangebote der OPK für 

2013 erfahren Sie unter www.opk-info.de. 

 

Die Bedeutung und Versorgung psychischer Störungen in der gesetzlichen Unfallversicherung 
– Das Psychotherapeutenverfahren

Am 1. Juli 2012 ist das neue Psychothera-

peutenverfahren der gesetzlichen Unfall-

versicherung in Kraft getreten. Ziel ist es, 

Menschen, die durch einen Arbeitsunfall 

oder eine Berufskrankheit an psychischen 

Störungen leiden, adäquat und rechtzeitig 

zu versorgen.  

Die Gesetzliche Unfallversicherung (UV) 

ist Teil der Sozialversicherung in Deutsch-

land. Sie wird getragen von den Berufsge-

nossenschaften und Unfallkassen. In ihr 

sind bundesweit ca. 75 Millionen Men-

schen versichert. Aufgabe der UV gemäß § 

1 SGB VII ist es, mit allen geeigneten 

Mitteln Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten 

sowie arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren 

zu verhüten und nach Eintritt von Arbeits-

unfällen und Berufskrankheiten die Ge-

sundheit und Leistungsfähigkeit der Versi-

cherten mit allen geeigneten Mitteln wieder 

herzustellen und sie bzw. ihre Hinterblie-

benen durch Geldleistungen zu entschädi-

gen. Die UV ist dabei für den gesamten 

Rehabilitationsprozess verantwortlich, von 

der Akutbehandlung über die medizinische 

und berufliche Rehabilitation einschließlich 

der sozialen Teilhabeleistungen bis hin zur 

Pflege.  

Der Rehabilitationsauftrag erstreckt sich 

auch auf psychische Gesundheitsschäden, 

die unmittelbar nach dem Arbeitsunfall 

entstehen oder sich nachfolgend entwi-

ckeln. Die Prävention und Rehabilitation 

von psychischen Gesundheitsstörungen 

nach Arbeitsunfällen und Berufskrankhei-

ten gewinnt für die UV zunehmend an 

Bedeutung, u. a. wegen steigender Fallzah-

len und z.T. komplikationsreicher Heilver-

läufe. Das gilt für die „rein“ psychischen 

Traumatisierungen (z. B. Überfahrtraumen 

bei Lokführern, Raubüberfälle in Handel 

und Banken, körperliche Angriffe im Pfle-

gebereich) genauso wie für Unfallopfer mit 

(gravierenden) körperlichen Verletzungen, 

die durch das Erleben eines schweren Un-

falls und dessen Folgen psychische Folge-

störungen erleiden.  

Das Phasenmodell „Prävention und 

Rehabilitation“ 



Diese Entwicklung war Anstoß für die 

2008 veröffentlichten Empfehlungen der 

DGUV zur Prävention und Rehabilitation 

von psychischen Störungen. Kernstück ist 

das so genannte Phasenmodell, in dem die 

einzelnen Aktions- und Betreuungsphasen 

aufgezeigt und die jeweiligen Handlungs-

verantwortlichen (Betriebe, UV-Träger, 

Leistungserbringer) benannt werden, be-

ginnend mit einer detaillierten Gefähr-

dungsbeurteilung, über die betriebliche 

Erstversorgung (Akutintervention) bis hin 

zur Einleitung zielgerichteter medizinischer 

Interventionsmaßnahmen sowie beruflicher 

und sozialer Teilhabeleistungen. Gemäß 

einem proaktiven stepped-care-Ansatz 

sollen Risikobereiche und Risikopersonen 

frühzeitig identifiziert und die auf der 

jeweiligen Stufe notwendigen Maßnahmen 

bzw. Interventionen eingeleitet werden, 

bevor sich psychische Symptome manifes-

tieren oder gar chronifizieren können.  

Für die Prävention und Rehabilitation von 

körperlich-organischen Gesundheitsschä-

den nach Arbeitsunfällen existieren seit 

Jahrzehnten etablierte Verfahren (z.B. 

Durchgangsarztverfahren), die eine hohe 

Versorgungsqualität sicherstellen. Es zeigte 

sich jedoch, dass diese überwiegend auf 

den chirurgisch-orthopädischen Bereich 

ausgerichteten Verfahren auf den Bereich 

der psychischen Verletzungen nicht einfach 

übertragbar waren. Hier konnte bei der 

Inanspruchnahme von ärztlichen und psy-

chologischen Psychotherapeuten weder auf 

ein etabliertes Netzwerk erfahrener Trau-

matherapeuten zurückgegriffen werden, 

noch gab es Verfahrens- und Prozessstruk-

turen, die es den Unfallversicherungsträ-

gern ermöglichten, ihrer gesetzlichen Auf-

gabe zur Steuerung der Heilverfahren 

nachzukommen. Es galt somit ein Konzept 

zu entwickeln, welches von der (Primär-) 

Prävention über Akutintervention, Stabili-

sierung, Weiterbehandlung bis hin zur 

sozialen und beruflichen Reintegration eine 

nahtlose Verknüpfung sicherstellt und die 

Handlungsverantwortlichen auf den unter-

schiedlichen Ebenen einbezieht. Auf Un-

ternehmensebene entwickelte und einge-

setzte Präventionsmodelle müssen dabei 

mit den sich anschließenden Rehabilitati-

onskonzepten abgestimmt sein. Schließlich 

ist es von entscheidender Bedeutung, früh-

zeitig die Fälle zu identifizieren, die einer 

rechtzeitigen und effektiven psychischen 

Behandlung bedürfen. 

Mit Akutintervention bzw. Erstbetreuung 

sind kurzfristige Maßnahmen gemeint, die 

während oder unmittelbar nach dem trau-

matisierenden Ereignis einsetzen und die 

Betroffenen begleiten sollen. Eine solche 

Betreuung nach Schockunfällen ist beson-

ders effektiv, wenn bereits vor Auftreten 

erwarteter Ereignisse (Gefährdungsbeurtei-

lung) ein zielgerichtetes betriebliches Kon-

zept und eine Schulung der verantwortli-

chen Erstbetreuer erstellt wurde. Aufgabe 

der betrieblichen Erstbetreuer ist es u.a., die 

Verunfallten nach der Schockreaktion 

durch Anwesenheit zu beruhigen, die wei-

teren Schritte einzuleiten und die Übergabe 

an das soziale Umfeld bzw. fachspezifische 

Dienste, Betriebsarzt oder andere Netzwer-

ke zu begleiten. Die Unfallversicherungs-

träger übernehmen die Beratung beim 

Aufbau solcher branchenspezifischen Erst-

betreuungskonzepte, die Ausbildung der 

Ersthelfer bzw. die entsprechende Quali-

tätssicherung. Wenn Unternehmen bereits 

in diesem Stadium der Frühintervention auf 

(externe) professionelle psychologisch 

ausgebildete Netzwerkpartner zurückgrei-

fen, kann der Übergang von der Erstbetreu-

ung zur anschließenden Stabilisierungspha-

se fließend sein.  

Nicht alle Betroffenen benötigen nach 

Schockerlebnissen eine professionelle 

Intervention (Betreuung oder Behandlung). 

In der Mehrzahl der Fälle sind die Selbst-

heilungskräfte groß genug und Beschwer-

den klingen von selbst wieder ab. Ist dies 

nicht der Fall, so müssen weitere Maßnah-

men zur Stabilisierung (z.B. probatorisch-

psychotherapeutische Sitzungen) und Be-

handlung rechtzeitig eingeleitet werden. 

Um dies sicherzustellen, ist in Risikofällen 

ein enger Kontakt zwischen Unfallversiche-

rungsträgern, Versicherten, Unternehmern 

und anderen Akteuren von entscheidender 

Bedeutung. Im Jahre 2001 wurde erstmals 

das Modellverfahren „Einbindung von 

ärztlichen und psychologischen Psychothe-

rapeuten in das berufsgenossenschaftliche 

Heilverfahren bei psychischen Gesund-

heitsschäden“ (Modellverfahren) entwi-

ckelt, welches sich seit 2004 im gesamten 

Bereich der UV etabliert hat und Basis für 

die gleichmäßige Betreuung und Leis-

tungsgewährung war. Ziel war es, durch 

Festlegung von Qualitätsanforderungen an 

Leistungserbringer und Therapie sowie 

durch klar definierte Verfahrensabläufe zur 

Verbesserung der Struktur-, Prozess- und 

Ergebnisqualität beizutragen.  

Reha-Management und Teilhabe 

am Arbeitsleben und in der Gemein-

schaft 

Um frühzeitig die notwendigen Leistungen 

einzuleiten, Schnittstellen zu vermeiden 

und so möglichst eine schnelle Wiederein-

gliederung in Arbeit und Gesellschaft zu 

erreichen, setzt die UV hierzu Reha-

Manager ein. Sie verfügen nicht nur über 

die nötigen fachlichen Kenntnisse, sondern 

auch über die erforderliche Sozial- und 

Methoden-Kompetenz. Zentraler Aspekt 

ihrer Arbeit ist der persönliche Kontakt zu 

den Betroffenen und die Einbeziehung aller 

am Reha-Verfahren Beteiligten wie Ärzten, 

Therapeuten, Ausbildern und Arbeitgebern.  

Wesentliche Elemente sind, die persönliche 

Beratung durch den Reha-Manager, die 

zielorientierte Steuerung der Heilverfahren 



gemeinsam mit Versicherten, Ärzten, 

Therapeuten und Arbeitgeber sowie eine 

nahtlose Rehabilitation und berufliche 

Wiedereingliederung. Bei psychischen 

Gesundheitsstörungen kommt den Reha-

Managern ein besondere Funktion bei der 

Vermittlung an geeignete Psychotherapeu-

ten und Einrichtungen zu bzw. wenn die 

berufliche oder private Situation der Versi-

cherten eine Wiedereingliederung proble-

matisch erscheinen lassen. Neben neuen 

medizinisch-wissenschaftlichen Erkennt-

nissen beeinflusst somit auch das Reha-

Management Inhalt und Abläufe des PT-

Verfahrens. So rückt unter anderem das 

wichtige Ziel der schnellen Wiedereinglie-

derung in das Berufsleben, wenn immer 

möglich an den alten (vorhandenen) Ar-

beitsplatz, noch stärker in den Fokus der 

Steuerung durch die Unfallversicherungs-

träger und in die Behandlungsziele der 

Therapeuten. Gerade im Bereich der psy-

chischen Erkrankungen ist für den Heilver-

lauf wie auch für die allgemeine Lebens-

qualität der Versicherten eine schnelle 

Rückkehr an den Arbeitsplatz - auch wäh-

rend der laufenden Behandlung - oft von 

besonderer Bedeutung. Es muss deshalb 

von Anfang an darauf geachtet werden, 

dass der vorhandene Arbeitsplatz während 

der laufenden Therapie nicht verloren geht 

und dass unterstützende Maßnahmen (z.B. 

Arbeitserprobungen) frühzeitig zum Inhalt 

der Behandlungsziele gemacht werden. 

Hier kommt den Reha-Managern der Un-

fallversicherungsträger mit deren ihrem 

Kontakt zum Arbeitgeber, aber auch den 

behandelnden Therapeuten, eine zentrale 

Rolle zu. Letztere sollen die UV-Träger im 

Reha-Management unterstützen und bei 

längeren Therapien u.a. berufliche  Wieder-

eingliederungsziele und Maßnahmen in ihre 

Behandlungspläne integrieren. 

Das neue „Psychotherapeutenver-

fahren“ 

Unfallchirurgische Kliniken und ambulante 

Durchgangsärzte können in allen Behand-

lungsphasen mit Unfallverletzten konfron-

tiert werden, für die eine auf das eigene 

Fachgebiet begrenzte Behandlung unzu-

reichend bleibt. Insbesondere in Fällen, in 

denen Heilverläufe hinter der „normalen“ 

verletzungstypischen Entwicklung zurück-

bleiben, sind psychologische Konsultatio-

nen angezeigt. In den BG-Unfallkliniken 

wurden deshalb psychotraumatologische 

Ambulanzen eingerichtet. 

Das zum 01.07.2012 in Kraft getretene 

„Psychotherapeutenverfahren“ (PT-

Verfahren) der Gesetzlichen Unfallversi-

cherung regelt die ambulante psychothera-

peutische Versorgung in der UV 

http://www.dguv.de/landesverbaende/de/m

ed_reha/psych/index.jsp. 

Das neue PT-Verfahren besteht aus den 

Anforderungen und der Handlungsanlei-

tung. In den Anforderungen werden die 

fachlichen und sonstigen Voraussetzungen 

und Rahmenbedingungen für die Zulassung 

von Psychotherapeuten und deren Zusam-

menarbeit mit den UV-Trägern geregelt. 

Die angewandten Behandlungsverfahren 

müssen evidenzbasiert sein und sich an den 

einschlägigen Leitlinien der AWMF orien-

tieren. Beteiligt werden psychologische 

Psychotherapeuten mit einer Approbation 

in einem der drei anerkannten Richtlinien-

verfahren und Fachärzte der in den Anfor-

derungen abschließend genannten Fach-

arztbezeichnungen, die zusätzlich über 

spezielle Fachkenntnisse in Form von 

Fortbildungen in der leitliniengerechten 

Diagnostik und Behandlung von typischen 

psychischen Störungen nach Arbeitsunfäl-

len und Berufskrankheiten (z.B. akute 

Belastungsstörung, Angststörung, Depres-

sion, Anpassungsstörung, Posttraumatische 

Belastungsstörung, Somatoforme Schmerz-

störung) verfügen. Zum Nachweis prakti-

scher Erfahrungen wird eine bestimmte 

Zahl von entsprechenden Behandlungsfäl-

len gefordert. Die behandelnden Psychothe-

rapeuten sollen die UV-Träger bei der 

Fallsteuerung und im Reha-Management 

aktiv unterstützen und dabei das Ziel eines 

möglichst schnellen beruflichen Wiederein-

stiegs früher und stärker in den Fokus der 

Behandlung einbeziehen als bisher (z.B. 

Belastungserprobung, Fahrtrainings etc.). 

Wichtige Änderungen ergeben sich auch im 

Verfahrensablauf. Die Handlungsanleitung 

zum neuen PT-Verfahren enthält die Regu-

larien zum Verfahren im einzelnen Behand-

lungsfall. Weiterhin gilt, dass die Chronifi-

zierung eines psychischen Gesundheits-

schadens unbedingt vermieden werden 

muss. Die Netzwerktherapeuten sind zur 

Übernahme eines UV-Falles in die Behand-

lung innerhalb einer Woche verpflichtet. 

Beibehalten wurde die zügige Intervention 

durch unkomplizierte Bewilligung von bis 

zu 5 probatorischen Sitzungen. Im Hinblick 

auf den gesetzlichen Auftrag der UV die 

Heilverfahren engmaschig zu steuern und 

möglichst zeitnah eine berufliche und 

soziale Eingliederung zu erreichen, erfolgt 

die Bewilligung weiterer Therapiesitzungen 

regelmäßig auf Antrag und Berichterstat-

tung nach jeweils 10 Sitzungsterminen. 

Damit keine Behandlungslöcher entstehen, 

sollten Weiterbehandlungsanträge rechtzei-

tig gestellt werden bzw. abweichende Re-

gelungen im Einzelfall individuell zwi-

schen Therapeuten und UV-Trägern abge-

stimmt werden.  

Nach Inkrafttreten des neuen PT-

Verfahrens werden regelmäßig obligatori-

sche Einführungsveranstaltungen bzw. 

Fortbildungsveranstaltungen angeboten. 

Inhalte sind neben dem PT-Verfahren die 

Rahmenbedingungen der gesetzlichen 

Unfallversicherung, insbesondere die Leis-

tungsvoraussetzungen (Ablösung der Un-

ternehmer-Haftpflicht, Kausalität) sowie 

Besonderheiten der Kommunikation mit 

der Sachbearbeitung für die Fallsteuerung 

bzw. das Reha-Management.  

Die Regelungen des PT-Verfahrens sollen 

die notwendige Basis für eine gute Struk-

tur- und Prozessqualität auf der Seite der 

Leistungserbringer schaffen. Der komple-

mentäre Baustein auf der Seite der UV-

Träger ist das Reha-Management, um auch 

bei psychischen Störungen für die betroffe-

nen Versicherten eine erfolgreiche Rehabi-

litation erreichen zu können.  

Die Honorierung der Berichte und psycho-

therapeutischen Leistungen im Rahmen des 

Psychotherapeutenverfahrens richtet sich 

nach dem Gebührenverzeichnis „Psycho-

therapeutenverfahren“. 

www.dguv.de/inhalt/rehabilitation/verguetu

ng/index.jsp.  

Die Berichts-Vordrucke finden Sie unter 

www.dguv.de/formtexte/aerzte/index.jsp. 

 



Dirk Scholtysik 
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Interessierte Psychotherapeuten können 

sich gerne an den für sie regional zuständi-

gen Landesverband der DGUV wenden, der 

auch über die Zulassung entscheidet. Sie 

erhalten von dort alle weiteren wichtigen 

Informationen sowie die Antragsunterla-

gen. 

http://www.dguv.de/landesverbaende/de/in

dex.jsp. 
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